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Übungsabbruch beim
Rahmenabkommen?

Im Umgang mit der Schweiz ist die EU
wirklich nicht zu beneiden. Mit wem
soll sie eigentlich verhandeln? Mit der
Regierung, wie sonst üblich? Hierzu-
lande wollen viele mitregieren, aber
niemand will Verantwortung überneh-
men. Ich bin mit vielem, was Eric Gujer
in seinem Leitartikel (NZZ 6. 3. 21) zum
möglicherweise scheiternden Rahmen-
abkommen geschrieben hat, einig, aus-
ser in einem Punkt: Warum sollte die
EU nach einem von der Schweiz ver-
ursachten Verhandlungsabbruch gleich
wieder neu mit Verhandlungen begin-
nen? Sie hat zurzeit andere Sorgen.Und
was brächten Neuverhandlungen,würde
man nicht in vier, fünf Jahren exakt
wieder am gleichen Punkt stehen wie
heute?Wahrscheinlicher ist, dass die EU
die Schweiz ganz einfach längere Zeit im
eigenen Saft schmoren lässt, zum Nach-
teil unserer Exportwirtschaft oder von
Wissenschaftern und Studenten, denen
– wie Eric Gujer es ja antönt – dann der
gleichwertige Kontakt zu Universitäten
und Laboren im EU-Ausland fehlt. Die
EU braucht uns jedenfalls nicht so sehr,
wie wir die EU brauchen.Da können die
Scharfmacher der SVP noch so sehr das
Gegenteil behaupten.

Peter Nef,Watt/Zürich

Eric Gujer fordert einen Übungs-
abbruch und neueVerhandlungen beim
Rahmenabkommen mit der EU. Der
Europarechtler Thomas Cottier hatte in
verschiedenen Stellungnahmen, auch in
der NZZ (25. 2. 21) aufgezeigt, dass aus
rechtlicher Sicht das Rahmenabkom-
men die Einflussmöglichkeiten der
Schweiz in Europa gegenüber heute
verbessert. Nach Thomas Cottier ist das
Rahmenabkommen weit besser als sein
Ruf. Es ist also nicht sinnvoll, das Rah-
menabkommen neu zu verhandeln. Der
Bundesrat sollte Führung übernehmen
und dem Volk und dem Parlament die
Bedeutung des Rahmenabkommens für
die Zukunft unseres Forschungs-, Wirt-
schafts- und Arbeitsplatzes klar auf-
zeigen. Insbesondere muss dabei der
Bundesrat die rechtliche Situation der
Schweiz gegenüber der EU aufgrund
des Abkommens auch für Laien ver-
ständlich darstellen.

Werner Streich, Zürich

Nun plädiert auch die NZZ für einen
Übungsabbruch in den Verhandlungen
zum Rahmenabkommen mit der EU,
obschon sie vorher hinter dem bisher
ausgehandelten Text stand. Sie schliesst
sich somit den Gruppierungen an, denen
sie Selbstbetrug undTräumerei vorwirft.
Auch hat sie ebenso wenig wie die Geg-
ner eine Alternative anzubieten. Man
fragt sich: Was käme denn nach dem
Abbruch? Herr Gujer bietet an: so
bald wie möglich mit Neuverhandlun-
gen beginnen. Aber wie, bitte, soll dies
geschehen? Welche neuen Ideen hätte
die Schweiz anzubieten? Warum sollte
sich die EU auf eine neue Runde ein-
lassen, wo sie doch, wie sie wiederholt
erklärt hat, mit dem vorliegenden Text
zufrieden ist? Antworten auf diese Fra-

gen sucht man vergeblich im NZZ-Arti-
kel, ja man fragt sich am Ende, wo nun
genau die NZZ steht: Ein Freihandels-
abkommen genüge nicht, unsere Unter-
nehmen müssten sich darauf verlassen
können, dass ihre Produkte in der EU
als gleichwertig anerkannt würden, die
Verflechtung mit der EU sei viel intensi-
ver als jene zwischen Grossbritannien –
immerhin einem früheren EU-Mitglied
– und der EU,und unsere Studenten und
Forscher brauchten den Zugang zur EU
– alles Anliegen, welche das Rahmen-
abkommen berücksichtigt.Auf der Pas-
sivseite erwähnt Herr Gujer bloss die
Super-Guillotine. Wozu also die ganze
Übung abbrechen und wie nach dem
EWR-Nein weitere Jahre zuwarten, bis
wieder klare Verhältnisse mit unserem
wichtigsten Partner bestehen?

Hanspeter Tschäni, Yvonand,
ehem. Botschafter

Chefredaktor Eric Gujer vertritt die
Auffassung, dass beim Rahmenabkom-
men mit der EU ein Übungsabbruch
überfällig sei, weil die Widerstände in
der Schweiz zu gross geworden seien.
Neue Verhandlungen seien nötig. Diese
Schlussfolgerung greift zu kurz: Es ist
illusorisch, zu glauben, dass die EU
nach 10-jährigen Verhandlungen be-
reit sein wird, wieder bei null anzufan-
gen. Dabei wird nicht berücksichtigt,
dass beim Beginn der Verhandlungen
mit der EU über die bilateralen Ver-
träge nach demEWR-Nein 1992 die EU
noch bereit war, gegenüber der Schweiz
ausserordentliche Konzessionen zu ma-
chen. Dies, weil sie davon ausging, dass
die Schweiz mittelfristig EU-Mitglied
werde. Als Alternativen zum Rahmen-
abkommen verbleiben nur der EWR-
oder der EU-Beitritt. Ein Rückgriff auf
das Freihandelsabkommen zwischen der
Schweiz und der EG von 1972 wäre ein
Rückschritt, weil es keinen Zutritt zum
EU-Binnenmarkt ermöglicht. Es bleibt
somit der Schweiz nichts anderes übrig,
als die bisherigen Verhandlungen mit
der EU über das Rahmenabkommen
mit zusätzlichen Erklärungen über die
drei offenen Fragen (Lohnschutz, staat-
liche Beihilfen und Unionsbürgerricht-
linie) abzuschliessen.

Bernhard Hediger, Rapperswil-Jona

Höhere Kosten

Im NZZ-Interview vom 11. 3. 21 macht
Frau Bundesrätin Sommaruga eineAus-
sage, von der wir der Meinung sind, dass
sie nicht zutrifft. Bundesrätin Somma-
ruga gibt an, für eine vierköpfige Fami-
lie, die einmal pro Jahr in Europa in die
Ferien fliegt, ein Benzinauto fährt und
mit Öl heizt, kämen bis 2030 Mehr-
kosten von durchschnittlich 100 Fran-
ken pro Jahr zusammen. Diese Zahl ist
eindeutig zu niedrig angesetzt, was sich
einfach nachrechnen lässt: Alleine die
Mehrkosten von 12 Rappen pro Liter
Benzin dürften, je nach Verbrauch, mit
150 bis 200 Franken pro Jahr zu Bu-
che schlagen – wobei zu betonen ist,
das diese Mehrkosten nicht via Kran-
kenkasse zurückerstattet werden. Wei-
ter fallen für die besagte Familie bis zu

900 Franken Mehrkosten aufgrund der
steigenden CO2-Abgabe auf Heizöl so-
wie etwa 200 Franken für den Ferien-
flug in Europa an. Alles in allem muss
also von zusätzlichen Kosten in Höhe
von deutlich über 1000 Franken ausge-
gangen werden. Berücksichtigt man die
Rückerstattung der CO2-Abgabe via die
Krankenkasse – heute 74 Franken pro
Person und Jahr, zukünftig wohl etwas
mehr –, entstehen für die besagte Fami-
lie immer noch zusätzliche Ausgaben
von mindestens 700 bis 1000 Franken,
und das Jahr für Jahr. Die Zahl käme
also auf das Sieben- bis Zehnfache der
Angabe von Bundesrätin Sommaruga
zu stehen. Es lässt sich nicht wegdisku-
tieren, das CO2-Gesetz wird deutlich
spürbare Mehrkosten für die Bevölke-
rung zur Folge haben.

Ueli Bamert, Zürich,
KampagnenleiterWirtschaftskomitee

«Nein zum CO2-Gesetz»

Gratis-Mobility

Wenn die Stadt Zürich Mieterinnen
und Mietern von stadteigenen Liegen-
schaften ein Gratis-Mobility-Jahresabo
ermöglicht (NZZ 6. 3. 21), müsste sie
konsequenterweise all ihren Bürgern
und Bürgerinnen ein solches Jahres-
abo schenken. Sie begründet dies ja mit
der Förderung ihres Ziels, nämlich eines
CO2-Ausstosses von netto null. Wichtig
scheint mir, dass bei demDeal zwischen
Mobility und der Stadt Zürich auch von
Mobility selber Verantwortung über-
nommen wird.Konsequenterweise muss
Mobility entsprechend seine Fahrzeug-
flotte so aufrüsten, dass für die langjäh-
rigen Genossenschafterinnen und Ge-
nossenschaftern kein Nachteil entsteht
aufgrund des im Grundsatz erfreu-
lichen Zuwachses. Hierfür müsste dann
wohl die Stadt Zürich ihrerseits Mobi-
lity neue bezahlbare Parkplätze zurVer-
fügung stellen. Sonst droht die Aktion
so zu enden, dass diejenigen, die in der
Stadt Zürich schon seit Jahren kein eige-
nes Auto besitzen und das Ziel einer
CO2-neutralen Stadt unterstützen, sich
letztlich ein Auto kaufen müssen, näm-
lich weil sie schlichtweg kein Mobility-
Fahrzeug mehr in ihrer Umgebung fin-
den, um es ausleihen zu können.

Kathrin Felder, Zürich
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Wasserzins:
Zeit für neue Wege
Gastkommentar
von MICHAEL FRANK

Es stimmen alle darin überein: DieWasserkraft ist und bleibt das
Rückgrat der Schweizer Stromversorgung. Das haben jüngst die
Energieperspektiven 2050+ des Bundesamts für Energie noch
einmal klar und deutlich unterstrichen. Ohne Wasserkraft keine
Versorgung mit erneuerbarem Strom und keine klimaneutrale
Schweiz. Aber unter heutigen Bedingungen wird die Wasser-
kraft zur Verliererin. Wir müssen sie daher endlich für die öko-
nomische Realität des 21. Jahrhunderts rüsten. Unsere mit Ab-
stand wichtigste einheimische Ressource steht vor einer mehr-
fachen Herausforderung: Sie muss sich erneuern, und sie muss
mengenmässig zulegen, um den Zielen der Schweiz für eine Ver-
sorgung mit erneuerbarer Energie gerecht zu werden, vor allem
im Winter. Gleichzeitig muss sie mit unterschiedlichen Anliegen
des Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes klarkommen und
konstruktive Ansätze für nachhaltige Lösungen finden. Bei alle-
dem muss sie wirtschaftlich bleiben, um an internationalen Märk-
ten bestehen zu können. Dabei ist der Wasserzins einer der gros-
sen ungelösten Knackpunkte.

Seit Jahren wird um denWasserzins gerungen. Die Diskussion
hat aber bisher in die Sackgasse geführt: Seit Jahren wurden ver-
schiedene Ansätze diskutiert – und allesamt verworfen. Das Par-
lament hat sich damit begnügt, das delikate Geschäft auf die lange
Bank zu schieben und ein über hundertjähriges Regime mit der
heutigen Preisbildung für weitere lange Jahre zu zementieren.Die-
ser politische Stillstand bedeutet für die Wasserkraft einen wach-
senden Schaden, den die Schweiz nicht in Kauf nehmen kann.
Während am Markt volatile Preise den Ton angeben, verursacht
dieses starre Regime unverändert hohe und fixeWasserzinsen, die
im Schnitt einen Viertel der Gestehungskosten ausmachen. Eine
derart hohe Abgabebelastung ist ein Klotz am Bein und steht im
internationalen Vergleich in keinemVerhältnis.

Es ist allerhöchste Zeit, neue Denkansätze in die Diskussion
zu bringen und dabei neueWege zu beschreiten. Ganz bei null an-
zufangen, ist freilich nicht nötig. Es reicht, das Umfeld derWasser-
kraft etwas näher anzuschauen. In den nächsten Jahrzehnten steht
für die grosse Mehrheit der Kraftwerke der Heimfall an.Die Kon-
zessionserneuerung ist das entscheidende strategische Momen-
tum für den Weiterbetrieb der Kraftwerke. Denn sie erfordert
eine Einigung zwischen den kantonalen Behörden, die die Was-
serrechte verleihen, und den bisherigen Betreibergesellschaften
und setzt weitreichende Entscheidungen über Investitionen, den
Wert derAnlagen und die künftigen Betriebsbedingungen voraus.
Die Kantone stellen dabei die ökonomischen, ökologischen und
eigentumsrechtlichen Weichen für den Weiterbetrieb der Kraft-
werke. Dies ist gerade für die grossen Wasserkraftkantone der-
art zentral, dass sie entsprechende Strategien festgelegt haben.
An den Kantonen führt somit bei der Wasserkraft kein Weg vor-
bei. Und genau diesen Weg gilt es auch mit dem Wasserzins zu
beschreiten.

DerWasserzins ist konsequent in den kantonalen Kontext ein-
zuordnen. Den Kantonen soll die Kompetenz und die Verantwor-
tung zukommen, denWasserzins und seine Höhe selbst zu gestal-
ten und ihn in ein Gleichgewicht zu bringen mit den anderen stra-
tegischen Wasserkraft-Entscheiden. So können die kantonalen
Strategien eine ganzheitliche Herangehensweise wählen und die
Wechselwirkungen und Synergien der wasserkraftrelevanten Ent-
scheide aus Heimfall,Konzessionsmanagement undWasserzins be-
rücksichtigen.

Wir bewegen uns in einer Zeit, in der im Energiesektor kaum
ein Stein auf dem anderen bleiben wird, in der die Energieversor-
gung umstrukturiert, elektrifiziert, dezentralisiert und flexibilisiert
und zugleich sowohl auf kontinentale wie lokale Märkte ausge-
richtet wird. Dem muss die Regulierung folgen, und sie darf sich
nicht an anachronistische Lösungen aus vergangenen Zeiten klam-
mern, ungeachtet der Realitäten. Ein «weiter» wie bisher ist keine
Option. Es braucht neueWege.

Michael Frank ist Direktor des Verbandes Schweizerischer Elektrizitäts-
unternehmen (VSE).
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KORRIGENDUM
zz. · Im Frontseiten-Hinweis zum
Interview mit Lukas Gähwiler («Diese
Kakofonie bringt uns nicht weiter») in
der NZZ vom 13.März 2021 wurde er
fälschlicherweise als UBS-Schweiz-Chef
bezeichnet. Lukas Gähwiler ist seit An-
fang 2017 Verwaltungsratspräsident der
UBS Schweiz AG.
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Die Zeit ist reif für
die Individualbesteuerung
Das geltende System der Familienbesteuerung ist nicht mehr
zeitgemäss. Aus gleichstellungsrechtlicher Perspektive ist
die Individualbesteuerung anderen diskutierten Reformideen
klar überlegen. Gastkommentar von Andrea Opel

Unwürdiges Geplänkel
beim Verhüllungsverbot
Warum sollte das neue Verhüllungsverbot nicht im
Strafgesetzbuch des Bundes verankert werden? Eine Mehrheit
hat sich für ein schweizweites Verbot ausgesprochen. Der Bund
ist gefordert. Gastkommentar von Benjamin Schindler

Das geltende System der Familienbesteuerung ist
verfassungswidrig.DassdieMehrbelastungvonEhe-
paaren gegenüber Konkubinatspaaren gegen den
Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit verstösst, hat das Bun-
desgericht schon vor gut vierzig Jahren entschie-
den. Seither ist, zumindest auf Bundesebene, nicht
viel passiert.BisherwenigBeachtung fand indes der
Umstand,dassdieFamilienbesteuerungzueiner sys-
tematischen Benachteiligung von Frauen führt.

Nach geltendem Recht werden Einkünfte von
Ehegatten steuerlich addiert, womit ein Progres-
sionseffekt verbunden ist. Dieses System hat nicht
nur zur Folge, dass Ehepaare gegenüber Konkubi-
natspaaren benachteiligt werden, jedenfalls wenn
sie sich nicht für eine traditionelle Rollenvertei-
lung (Alleinverdienermodell) entscheiden.Es führt
auch dazu, dass Zweitverdienende steuerlich be-
straft werden, insbesondere wenn sie deutlich weni-
ger als der Ehepartner verdienen. Das ist in aller
Regel immer noch die Frau.

Die Heiratsstrafe ist also zugleich eine «Zweit-
verdienerinnenstrafe».Dieser Effekt wird bei Müt-
tern noch dadurch verstärkt, dass die Auslagen für
die Fremdbetreuung steuerlich nur beschränkt ab-
zugsfähig sind. Steueraufwand und Betreuungs-
kosten können das zusätzliche Einkommen nahezu
vollständig konsumieren. Selbst wenn «gleicher
Lohn für gleicheArbeit» bezahlt wird, korrumpiert
das geltende Steuersystem dies im Ergebnis gerade
bei teilzeitarbeitenden Müttern.

In der Schweiz zeigt sich ein – im internationalen
Vergleich aussergewöhnlicher – Rückgang der Er-
werbsquote bei Frauen imAlter zwischen 30 und 40
Jahren. Das belegt, dass namentlich für junge Müt-
ter nicht genügend Arbeitsanreize bestehen. Die
Folgen können gravierend sein: Entscheiden sich
verheiratete Frauen gegen eine Erwerbstätigkeit
oder für ein reduziertes Pensum, verlieren sie nicht
selten ihre wirtschaftliche Selbständigkeit oder
müssen einen Karriereknick hinnehmen.

Am 7.März habenVolk und Stände dieVolksinitia-
tive «Ja zumVerhüllungsverbot» angenommen.Da-
mit akzentuiert sich der Streit um eine Frage, über
die schon im Abstimmungskampf am Rande dis-
kutiert wurde: Wer muss die Ausführungsgesetz-
gebung zum neuen Verfassungsartikel erlassen:
Bund oder Kantone?

Notwendig ist ein Ausführungsgesetz deshalb,
weil geregelt werden muss, welche Strafe bei Ver-
stössen gegen das Verbot droht. Nur so kann das
Verbot auch sanktioniert werden. Die Initianten
pochen auf eine einheitliche Umsetzung durch
Bundesrecht.Der Bundesrat stellt sich dagegen auf
den Standpunkt, dass die neue Verfassungsbestim-
mung keine Bundeskompetenz begründe. Daher
müssten die Kantone tätig werden. Die Nutzung
des öffentlichen Raums sei traditionell eine kan-
tonale Kompetenz. Zudem könne sich der Bund
nicht auf seine Strafrechtskompetenz (Art. 123 BV)
berufen, da durch die Verhüllung kein konkretes
Rechtsgut bedroht oder verletzt sei.

Auch wenn der Schreibende kein Freund des
Egerkinger Initiativ-Komitees ist, überzeugen die
bundesrätlichen Argumente nicht. Vielmehr wird
man den Eindruck nicht los, dass der Bund den
schwarzen Peter den Kantonen zuspielen will.

Gewiss – die Initianten haben es mit ihrem
Initiativtext verpasst, die Frage der Umsetzung zu
regeln. Auch die systematische Stellung des Ver-
hüllungsverbots im Grundrechtekatalog der Ver-
fassung ist verunglückt. Für den Einzelnen bezwe-
cken Grundrechte genau das Gegenteil vonVerbo-
ten – undGrundrechte begründenmeist auch keine
Bundeskompetenz.

Die Tatsache, dass sich das Verhüllungsverbot
in die Familie der Grundrechte verirrt hat, sollte
allerdings nicht überbewertet werden.Verbot bleibt
Verbot.UndVerbote zielen darauf ab, gesellschaft-
lich verpöntes Verhalten zu untersagen und mit
einer Strafe zu belegen.NachAnsicht derMehrheit
von Volk und Ständen ist die Gesichtsverhüllung
freiheits- und frauenfeindlich und gefährdet die
öffentliche Sicherheit. Es leuchtet nicht ein,warum
ein solchesVerbot im bestehenden Strafgesetzbuch
(StGB) des Bundes nicht verankert werden könnte.
Denn dieses stellt auch Delikte «gegen den öffent-
lichen Frieden» unter Strafe. Dazu gehören etwa
die Störung der Glaubens- und Kultusfreiheit (Art.
261 StGB) oder die Diskriminierung und der Auf-
ruf zu Hass (Art. 261bis StGB).Auch diese Bestim-
mungen beziehen sich in erster Linie auf Verhal-
tensweisen im öffentlichen Raum oder an öffent-
lich zugänglichen Orten.

Auch wenn die Nutzung des öffentlichen Raums
grundsätzlich in den Kompetenzbereich der Kan-
tone fällt, bedeutet dies nicht, dass der Bund unlieb-
same Verhaltensweisen in der Öffentlichkeit nicht
für strafbar erklären kann.

Abgesehen von dieser Kompetenzproblematik
ist auch nicht ersichtlich, welchen Sinn eine Aus-
führungsgesetzgebung durch die Kantone ergeben
würde. Die Initianten wollten mit der Verfassungs-
änderung ja gerade ein schweizweit einheitliches
Verhüllungsverbot und keinen kantonalen Flicken-
teppich.Die Bundesverfassung belässt demGesetz-
geber zudem kaum Spielraum bei der Umsetzung.

Der angenommene Verfassungsartikel (Art. 10a
BV) umschreibt bereits sehr präzis, wo das Verbot
gilt und welche Art der Verhüllung untersagt ist.
Auch bei den Ausnahmen vom Verbot macht die
Verfassung eindeutige Vorgaben.

Die neue Verfassungsnorm ist wesentlich be-
stimmter formuliert als das schon heute geltende
gesetzliche Verhüllungsverbot im Kanton St. Gal-
len. Den Kantonen verbliebe faktisch nur noch die
Festlegung der exakten Bussenhöhe.Denn eine an-
dere Strafe als die Busse kommt aufgrund bundes-
rechtlicher Vorgaben gar nicht infrage.Alleine mit
der Bussenhöhe sollen sich nun in allen Kantonen
die Parlamente (und Landsgemeinden) beschäfti-
gen müssen? Die Idee wäre reizvoll, was geschähe,
wenn sich liberal und weltoffen geprägte Kantone
mit der symbolischen Strafe von einem einzigen
Franken begnügten. Damit würde der schwarze
Peter allerdings nur beim Bundesgericht landen,
das sich mit der Bundesrechtskonformität einer
solchen Umsetzung befassen müsste.

Seit Gründung des Bundesstaats im Jahr 1848
erodieren die Kompetenzen der Kantone, und der
Bund wird in immer mehr Lebensbereichen ge-
setzgeberisch tätig. Man mag dies als Verlust an
Vielfalt beklagen oder den Trend zur nationalen
Rechtseinheit begrüssen. Nachdem sich im vorlie-
genden Fall eine Mehrheit von Volk und Ständen
für ein schweizweit einheitlichesVerbot ausgespro-
chen hat, bleibt für diese Grundsatzdiskussion aber
kein Raummehr.Es entspricht nicht demGeist des
Föderalismus, die demokratischen Institutionen der
Kantone mit engmaschigen Vorgaben des Bundes
zur Gesetzgebung zu zwingen.

Im Sinne föderalerVielfalt wäre es gewesen, die
Entscheidung über die Sinnhaftigkeit einesVerhül-
lungsverbots den Kantonen zu belassen. Dafür ist
es jetzt zu spät. Nun steht der Bund in der Verant-
wortung!

Benjamin Schindler ist Professor für öffentliches Recht
an der Universität St. Gallen.

Die Ehe kann zu einem «goldenen Käfig»
verkommen, und im Falle der Scheidung kann
ein hohes Armutsrisiko drohen. Wird hingegen,
namentlich aus steuerlichen Gründen, auf eine
Heirat verzichtet, verlieren Frauen den mit der
Ehe verbundenen finanziellen Schutz, der selbst
im Scheidungsfall greift (Unterhalt, Güterrecht,
Vorsorgeausgleich).

Um den Unzulänglichkeiten der Familien-
besteuerung beizukommen, werden im Moment
verschiedene Reformansätze diskutiert, die auf
Bundesebene und je nachdem auch auf kantonaler

Ebene umzusetzen sind. Das in den Kantonen ver-
breitete Splittingmodell hat derBundesrat unlängst
verworfen.Er begründet dies unter anderemdamit,
dass dieses in der Tendenz auf das Alleinernährer-
modell ausgerichtet sei undnicht genügendpositive
Erwerbsanreize fürZweitverdienende setze.Letzte-
res beruht auf demUmstand, dass für Zweitverdie-
nende die Steuerprogression nicht bei null beginnt,
sondern auf dem Niveau des Erstverdienenden.

Der Bund macht sich derzeit für die Einfüh-
rung der sogenannten alternativen Steuerberech-
nung auf Bundesebene stark.Hernach bleibt es bei

der gemeinsamen Veranlagung, jedoch wird paral-
lel eine alternative Berechnung durchgeführt, wie
wenn die Ehepartner separat besteuert würden.
Geschuldet ist der tiefere Steuerbetrag. Positive Er-
werbsanreize werden nach diesem Modell jedoch
nur dann gesetzt, wenn die simulierte individuelle
Veranlagung für den Haushalt attraktiver ist.

Aus gleichstellungsrechtlicher Perspektive ist
die Individualbesteuerung den anderen Reform-
ideen überlegen, was auch der Bund anerkennt.
Neue Studien attestieren dieser imVergleich zu den
anderenVorschlägen zudem das beste Kosten-Nut-
zen-Verhältnis. Obschon der Bundesrat aufgrund
des hohen Umsetzungsaufwands für Steuerpflich-
tige und Kantone davon abrät, wird der Ruf nach
einem Wechsel zur Individualbesteuerung immer
lauter (vgl. die unlängst von den FDP-Frauen lan-
cierte, überparteilich getragene Initiative). Nicht
zuletzt hat die OECD der Schweiz schon 2013
die Individualbesteuerung empfohlen, damit das
wirtschaftliche Potenzial der Frauen besser genutzt
werden kann.

Das geltende System der Familienbesteuerung
ist aus der Zeit gefallen.Dass der Zivilstand einen
Einfluss auf die Steuerlast hat, lässt sich mit Blick
auf den Grundsatz der Besteuerung nach der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit heutzutage nicht
mehr rechtfertigen. Die Zeit scheint vielmehr reif
für einen konsequenten Schritt hin zur Indivi-
dualbesteuerung, wobei spezifischen Haushaltssi-
tuationen (Ein-/Doppelverdiener, mit/ohne Kin-
der) steuerlich durchaus Rechnung getragen wer-
den könnte. Damit liesse sich ein modernes, zivil-
stands- und genderneutrales Besteuerungsmodell
umsetzen.

Andrea Opel ist Professorin für Steuerrecht an der Univer-
sität Luzern. Der Text basiert auf einem Beitrag in der Son-
derausgabe der «Steuer-Revue» anlässlich des 50-Jahr-
Jubiläums des Frauenstimmrechts.
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Was geschähe, wenn sich
liberal und weltoffen
geprägte Kantone mit
der symbolischen Strafe
von einem einzigen Franken
begnügten?


